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Sofortprogramm 

frie<^We,tschutz ist nach der Sicherung des 
Sschldie w|chtigste politische Aufgabe der 
Sbli      ,n den nächsten Jahren, stellte 
S'eri      nmln,ster Zimmermann in der 
^^gserklärung zum Thema „Unsere 
Sdtoi0rtün9 'ür die Umwelt" Im Deutschen 
%lt   9 fest Dle Unionsparteien haben die 

k°^na robleme früher gesehen als manche 
1 Uiünnt6n Progressiven Kräfte, und sie ha- 

9ilt b6gWe|tschutz seit langem betrieben; das 
l 8°nders für die unionsregierten Länder. 

Die p^ 
Nnq?!frun9 Kohl hat bereits gehandelt. Sie ist da 
Seh en- wo die frünere Regierung scnon 

lri der 
6^e9ungsunfähig war oder auf der Stelle trat. 

%/c °
undestagsdebatte dieser Woche hat die 

p eh Undestagsfraktion gemeinsam mit der 
Sschü Antrag verabschiedet, der jetzt in den 

*rnrw.Ssen eingehend beraten wird und in seinen 
^ Pünkten lautet: 

^ernehmend erkennbaren Schäden an unseren 
Wi|d|6rj   

an Kunst- und Bauwerken, die Verluste an 
!^Un ndßn ^^zen- und Tierarten sowie die Ge- 
% Q9 .Unserer  Gesundheit  durch verunreinigte 

K^eir?Wässer und Böden, zwingen zu schnellem 
Umweltschutz ist nicht nur ethisches Ge- 

1 a,Jch ein Gebot wirtschaftlicher Vernunft. 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Rationelle Umweltpolitik muß Prioritä- 
ten setzen. Umweltpolitische Maßnah- 
men sind entsprechend dem Ausmaß 
der Gefährdungen schwerpunktmäßig 
in Angriff zu nehmen. Das Vorsorge- 
prinzip gebietet, Schäden an unserer 
Umwelt nach Möglichkeit von vorn- 
herein zu vermeiden. In Fällen, wie 
dem   Waldsterben,   heißt   Vorsorge 
auch schon handeln, wenn abschlie- 
ßend   gesicherte   Erkenntnisse   der 
Wissenschaft noch nicht vorliegen. 

Vorsorge heißt weiter, durch umfassende, 
besser   als   bislang   aufeinander   abge- 
stimmte   Forschung,   insbesondere   über 
Ursache-Wirkungs-Beziehungen,    Gefah- 
ren für Gesundheit und Umwelt frühzeitig 
aufzuspüren.  Vorsorge heißt  schließlich, 
neue technische Verfahren zu entwickeln 
und mit ihrer Einführung in der Wirtschaft 
dazu beizutragen, heute noch übliche, ins- 
besondere   durch   Schadstoffeintrag    in 
Wasser, Luft und Boden verursachte Um- 
weltbelastungen deutlich zu verringern. 
Umweltpolitik  im  Rahmen  der Sozialen 
Marktwirtschaft   verlangt   soviel   Gestal- 
tung über den Preis wie möglich und so- 
wenig bürokratische Lenkung wie unbe- 
dingt nötig. Grundlage einer ökologisch 
verpflichteten   Marktwirtschaft   muß   das 
Verursacherprinzip sein und bleiben: Wer 
Umweltbelastungen   verursacht,   hat   die 
Kosten für die Vermeidung oder Beseiti- 
gung zu tragen. Unter Anwendung markt- 
wirtschaftlicher  Prinzipien  auch  bei  der 
Umweltvorsorge   ist wirksamer und zu- 
gleich kostengünstiger Umweltschutz zu 
verwirklichen. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die 
vielfältigen, von der Bundesregierung 
mit Unterstützung der meisten Bun- 
desländer bereits eingeleiteten um- 
weltpolitischen Aktivitäten. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
bei ihrer weiteren Umweltschutzpolitik ins- 

vori 
besondere auf folgenden Gebieten 
zugehen: ^ 
Die bisher zum Umweltschutz ?eSC

sy5te- 
nen, vielfältigen Regelungen sin° .^it 
matisch daraufhin zu überprüfen.   ^ 
sie sich bewährt oder ob nicht Z-B' ^ 
Perfektion und Unübersichtlichkeit     ^ 
men    Umweltschutz    erschwert 
Festgestellte Lücken sind zu schl"e 

Neben dem Einsatz des bisher "° {gf 

gend durch Ge- und Verbote 9eP $& 
Instrumentariums  ist das wirtscn   ^. 
Eigeninteresse an der Vermeidung 

weltbelastender Produkte und Tee 
mobilisieren und zu stärken. w$ 

Die Umweltverträglichkeit von bes ^ 
umweltrelevanten Waren ist für ° p^ü 
braucher deutlich zu kennzeichne^ ^ 
notwendige Tests sind zu entwicKe^ 
durch geeignete Einrichtungen du 

ren zu lassen. J. 

Die Bundesregierung wird er (fii 
bis Mitte 1984 das Gesamtkonz^ 
ner stufenweise drastischen ^ 
sionsverminderung aller von« ^ 
sehen in die Atmosphäre, GeJL d'* 
oder Boden eingebrachten Sto W 
die Regenerationsfähigkeit de 
turkreislaufs nachhaltig störe' 
zerstören, vorzulegen. Mit 
muß die Verringerung und 
gung von Schadstoffausstoß a 

Quelle vorangetrieben werden- 

00* 

Zu wirksamer Luftreinhaltung, Vor8Üjd* 
zung zur Erhaltung nicht nur des W   ß 
müssen Schadstoffemissionen in .«gü 
mosphäre mit besonderer Dring" ^ 
abgebaut werden. Die BundesreÖ ^ 
wird daher aufgefordert, insbesonde ^ 

— die noch laufenden Arbeiten &' ^ 
besserung der Technischen Anle'tu ^ 
Reinhaltung der Luft unverzügl'cn ^P- 
schließen, damit endlich auch für An er 
die nicht von der für Großfeuerung ^ 
lassenen   Verordnung   erfaßt   sind- 
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ii$Sj   Kenntnissen     entsprechende 
bis A

nSgrenzwerte festgelegt sind: 

*y berichfang 1984 zu Prüfen und darüber 

'ssio ' 0D und gegebenenfalls wie 
S stj 

n
k
en- insbesondere Schwefeldioxid 

\ Hto?*^* aus sogenannten Altanla- 
N|M 8chneller und weitgehender 
d«n ^ ** werden können, als dies nach 
H>n jst   Stehenden Vorgaben zu er- 

\**M   9liCh d'e 2U wirksamerer K,Z" 
v Ne unfl> besonders auch zur 
^gas. 

Un9 der Stickoxidemissionen aus 
SHej|e

m°toren und schädlicher Be- 
f'n ^aßn V°n D'eselabgasen notwendi- 
^ % w?hrnen 2U ergreifen und vor al- 

Mix 

Ü°tw!tur n- zu schaffen und das hierfür 
Angebot    von    bleifreiem 

t die v men zu ergreifen und vor al- 
N m Aussetzungen für die Einfüh- 
JlSrtl6°Clerner   Techniken   wesentlich *<2>r l%Sa/

er Abgasreinigung, z.B. durch 
kit.~ .   ren, zu crhaffon i inH Ha« hierfür 

Tr*ib^of?t  An9ebot    von    bleifreien 
s&ltQ 

s Ende 1985 sicherzustellen; 
dßstaS Anfan9 1984 dem Deutschen 

Sr fördWÜrfe hierzu evtL notwendi9er 

k über !rlicher Gesetzesänderungen, 
rt°s^nnei • Gewanrung von insgesamt 
a
eri Öetrieha!en Ben"tzungsvortellen für 

fo? abQa<f Über den heutigen Stand hin- 
* die ynt9ifteter Kraftfahrzeuge und 
r5ftstoffo6rwendun9 umweltfreundlicher 
- notw   "uzu|eiten; 

'"^Ung
nd,9e   Verordnungen   zur   Be- 

W n* Urtd der  zu,ä88l9en  Abgasgrenz- 
k%r\§ jh

re9elmä8iger wirksamer Über- 
v dies     rer Einhaltung vorzulegen; 

n6^l*cher ?
9elun9en zur Grundlage eu- 

0 die au ,t,ativen zu machen- mit de_ 

g!J
dheits  

s Gründen verbesserten Ge- 
d,Hne u

Und Umweltschutzes dringend 

% befriedin   mit allen Kraften zu fördern- 
S Ab9asr?ende int-emationale Lösung 

^ Vorschr0blems durch9esetzt wird; 

issi0n6n
a9e zur Verringerung von 

^ aus  Kleinfeuerungsanlagen 

(Einzelhaushalte, Zentralheizungen) vor- 
zulegen; 
— im Rahmen ihres Aktionsprogramms 
„Rettet den Wald" Mittel und Wege aufzu- 
zeigen, durch flankierende forstliche Maß- 
nahmen den Schadensverlauf zu verzö- 
gern, den Schäden vorbeugend entgegen- 
zuwirken und die Schadensfolge in der 
Vegetation zu verringern, bis die Maßnah- 
men zur Emissionsminderung oder weite- 
re, als Ergebnis der laufenden Forschun- 
gen als notwendig erkannte Maßnahmen 
voll wirksam geworden sind. 

Zum verbesserten Schutz unseres 
Wassers ist für alle Gewässer bis 
1990 mindestens die Güteklasse 2 
anzustreben. 

Die Bundesregierung wird ersucht, 
— die zur Vermeidung von Gewässerbe- 
lastungen durch schwer abbaubare und 
sonstige kritische Stoffe notwendigen 
Maßnahmen unverzüglich einzuleiten; 
— dabei die Möglichkeiten der Erfassung 
und Verhinderung der Gewässerver- 
schmutzung durch Einleitung kritischer 
Schadstoffe in die öffentliche Kanalisa- 
tion zu verbessern und 
,— die Voraussetzungen zu einer in inter- 
nationalen Vereinbarungen über die Rein- 
haltung der Meere verpflichtend über- 
nommenen wirksamen See-Überwachung 
einschließlich einer aussagefähigen Kon- 
trolle des biologischen Zustands von 
Nord- und Ostsee zu verbessern. 

Der Boden als unverzichtbare Le- 
bensgrundlage aller Vegetation und 
auch jedes Land-, Forst- und Garten- 
haus ist vor zunehmender Belastung 
durch Rückstände der heute in fast 
allen Lebensbereichen anfallenden 
chemischen Stoffe, insbesondere 
Schwermetalle, auch durch Emissio- 
nen aus Gewerbe- und Industrieanla- 
gen, aus Feuerungsanlagen und Ver- 
kehr sowie vor Verlusten durch Ero- 
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sion und fortschreitende Überbauung 
stärker zu schützen. 

Zu wirksamer Bekämpfung der aus stei- 
gender Belastung erwachsenden Gefah- 
ren für den Naturhaushalt ist die rasche 
Erarbeitung des von der Bundesregierung 
in Angriff genommenen Bodenschutzkon- 
zepts notwendig. 

Die Abfallwirtschaft bedarf der Fortent- 
wicklung zur Verminderung der Abfall- 
mengen und des Gehalts an schädlichen 
giftigen Substanzen sowie zur Nutzung 
von verwertbaren Stoffen im zu beseiti- 
genden Abfall. 

Die Bundesregierung wird ersucht, auf 
dem Gebiet der Abfallwirtschaft 
— bei der Novellierung des Abfallbeseiti- 
gungsgesetzes besonders Gewicht auf 
Regelungen zu legen, die zur Verringe- 
rung der Abfallmengen und problemati- 
scher Abfallinhaltsstoffe sowie zu ver- 
stärkter Verwertung verwertungswürdiger 
Abfälle beitragen können; dabei ist privat- 
wirtschaftlicher Tätigkeit und Initiative Vor- 
rang vor solcher öffentlicher Körperschaf- 
ten einzuräumen; 
— Anreize für vermehrte Wieder- oder 
Weiterverwendung von Produkten, be- 
sonders von Verpackungen bei Massen- 
getränken, z.B. durch Pfandflaschen zu 
schaffen und die Kennzeichnung der für 
die Abfallbehandlung und -beseitigung be- 
deutsamen Wareneigenschaften zu ver- 
bessern; 
— alles zu unternehmen, um den Aus- 
wüchsen internationaler Sondermüll- 
transporte wirksam zu begegnen und den 
Entwurf der hierzu geplanten Ergänzung 
des Abfallbeseitigungs-Gesetzes unver- 
züglich vorzulegen. 
Zur Bekämpfung der fortschreitenden all- 
gemeinen Lärmbelastung und der hier- 
durch verursachten Gesundheitsgefahren 
ist wirksame Eindämmung des Lärms, 
möglichst bereits an der Quelle, notwen- 
dig. 

Die  Bundesregierung wird 

hJerZU «** 
— Möglichkeiten verstärkter Re° cUgter 

des von Verkehrsfahrzeugen e*l^C 
Lärms zu erkunden und Rege,un{LfUfc' 
zulegen, die die Entwicklung, Ein.eü^ 
und Benutzung lärmarmer Fahrzeu9 

Geräte beschleunigt; ^ 
— Vorschläge für eine besondere ^ 
Zeichnung lärmarmer Straßen*«" ^c 
und für die Einräumung spürbarer $ 
bei ihrer Benutzung, insbesondre- 
Nutzfahrzeuge und motorisierte ZW 
auszuarbeiten. s i$; 

Die Verstärkung des Naturschutz j 
unabdingbar, um den NaturhauS"1 ^ 
Ganzes und vor allem wildlebende ^ 
zen- und Tierarten zukünftig heS 

schützen. 
Die Bundesregierung wird ersucht 

geplante    Bioschutzp^ |/ 
voranzutreiben, um den Schutz^ir 
bensstätten von wildlebenden •^ 
und Tierarten als wichtigste W?^ 
zung  für  die  Sicherung  ihrer & 
nachhaltig zu verbessern, jn d*f 

— die Belange des Artenschutzes  ffl. 
Umweltpolitik mit Nachdruck zu f°r   ^ 

Der Deutsche Bundestag hält pjjjjl 
Engagement zum Schutz der     ^ 
für  unverzichtbar.  Geschärfte5 j 
weltbewußtsein muß zu W18^1 

umweltfreundlichem     Eigene'   .,. 
im privaten Bereich, im str8^/ 
kehr, bei Sport, Freizeit oder * 
konsum führen. $f 

Dazu kann verbesserte Informatik J*' 

Beispiele und Vorschläge zu k°n
ni/ 

umweltfreundlichen Verhaltensweise pflC 
tragen. Gerade hier bietet sich ei°ög^ 
unterstützungswürdiger   Aktionsrn   ^r 
keiten nicht nur für öffentliche *  / 
schaffen,  insbesondere die St*&  tf 
Gemeinden, sondern auch für pnVJ ^f 
weltinitiativen, z. B. in Umwelt- und 
schutzverbänden. J 
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AUSBILDUNGSPLÄTZE 

*eit 
erige Aktivitäten erfolgreich - 
ere Anstrengungen notwendig 

ist o 
a^wäT?n2 natür,icn'daß ,n der 9e~ 
Schaf«   9en schwierigen wirt- 
^«en Polltischen Lage, in der sich 
^'tsift       Defindet> d,e Themen Ar- 
H G   9kelt. Wirtschafts-, Sozial- 
st^ ese,'schaftspolitik einen be- 
«r|(iä ren Schwerpunkt darstellen, 
,|J VM Bundeskanzler Helmut Kohl 
$ch6n\!

aushaltsdebatte im Deut- 
Vieij 8undestag (8. September). 

'^ Win H   U Dereits 9esa9* worden. 
^n9e       u ein paar kurze Bemer- 

%^ "J macnen und micn dann vor 

'Sen ft Fra9e der Chancen der 
^     Generation zuwenden. 

^Wie   e auf dem Arbeitsmarkt ist nach 

^t at,. Vor bedrückend. Niemand von uns 
sie 

etwa j £ *s anderes gesagt. Daß die jung- 
ir6uiiCk en- gemessen an anderen, er- 
d*8cja

er sind- bedeutet überhaupt nicht, 
d*s hat"'- das Pr°blem gelöst wäre; auch 
Öi6 ^   

n,emand anders gesagt. 
bedrück V°n 2'2 Millionen Arbeitslosen ist 
^stls Kd' weil sie nicht nur ir9endeine 

lie Q che Zahl ist, sondern weil wir in 
lrKJSse!

SlChter der Betroffenen blicken 
d*s Be ln das Gesicht des Stahlkochers, 
^n^ r9arbeiters oder des Mannes ir- 

*"erti a aUf dem Bau Das 9leicne 9j,t vor 

Öie ^ Uch für deren Familien. 

^chah'en sind bekannt. Bekannt ist 
*iß| Laß d'ese Regierung mit dem klaren 
S AK?etreten «st:  Bekämpfung, Stopp 

1^   au d«r Arbeitslosigkeit. 
Und w

n •**•• erstaunt über die Art 
weise, wie ausgerechnet Redner 

der  Opposition  mit  diesem  Thema 
umgehen. Wenn ich sie draußen re- 
den höre, dann muß ich in der Tat sa- 
gen: Man hat gelegentlich den Ein- 
druck, ein Großteil von ihnen sei vor 
13 Jahren  aus  der  Bundesrepublik 
ausgewandert und kehre jetzt von ei- 
nem fernen Archipel zurück, um die 
Lage hier zu beurteilen. 

Ich habe in diesen Tagen im Wahlkampf in 
Bremen gesprochen. Ich habe in Bremen 
nicht dem dortigen Senat und dem dorti- 
gen Bürgermeister eine Rechnung für all 
das aufgemacht, was da in der Vergan- 
genheit getan oder auch nicht getan wor- 
den ist. Ich finde, es gibt keinen großen 
Sinn jetzt Schuldzuweisungen etwa über 
Standortbestimmungen bei der Stahlindu- 
strie, bei den Werften, in der Hochseefi- 
scherei in Bremen und bei anderen zu su- 
chen. Uns geht es darum, daß wir diesem 
Land, dem kleinsten Bundesland, in dem 
sich sozusagen im Mikrokosmos die gan- 
zen Probleme der Republik wiederfinden, 
helfen. Darin sehe ich meinen Auftrag und 
nicht darin, jetzt im Wahlkampf billige Pa- 
rolen zu finden. 
Wir müssen uns mit den vorhandenen 
Problemen auseinandersetzen, und genau 
dies tun wir. Das heißt, um es klar auszu- 
sprechen: 

• Die Konsolidierung des Haushalts, die 
öffentlichen Finanzen wieder in Ordnung 
zu bringen, das ist nach unserer Über- 
zeugung eine Grundvoraussetzung, um 
die dauerhafte Wiederbelebung der Wirt- 
schaft zu erreichen. Wir haben unseren 
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Mitbürgern gesagt: Wir werden Opfer 
bringen müssen. Wir sind deswegen ge- 
wählt worden, weil wir vor der Wahl die 
Wahrheit gesagt haben. 

Jetzt komme ich zu dem Thema, das ich 
für mit das wichtigste halte, das im Augen- 
blick zur Diskussion steht: die Lage der 
jungen Generation im Blick auf Ausbil- 
dungsstellen. Sie wissen, daß der Stichtag 
für die Arbeitsamtstatistik über die Bewer- 
berzahlen der 30. September ist. Sie wis- 
sen auch, daß die Auswertung dieser Zah- 
len in der Vergangenheit immer fünf bis 
sechs Wochen dauerte, daß also abschlie- 
ßende Zahlen erst Ende Oktober/Anfang 
November vorliegen. Dennoch ist es 
durchaus am Platze und auch richtig, daß 
wir über dieses Thema heute sprechen. 
Ich selbst will zu diesem Thema aus der 
gleichen Überzeugung sprechen, mit der 
ich für dieses Thema in diesen Wochen 
und Monaten auch gegenüber der Öffent- 
lichkeit eingetreten bin. 

• Ich halte es für eine der wichtigsten 
Fragen in unserer Gesellschaft, daß wir 
jungen Leuten die Chance geben, eine 
bestmögliche Ausbildung zu erfahren. 
Ich halte es für einen wichtigen Akt 
staatspolitischer Überzeugung, daß ein 
junger Mann, der die Schule verläßt, die 
Chance für seine Ausbildung erhält, 
wenn wir von dem gleichen jungen Mann 
drei Jahre später erwarten, daß er seinen 
Dienst in der Bundeswehr tut. 

Er muß diese Republik als eine Gesell- 
schaft, als eine Republik erfahren, die 
auch für sein persönliches Glück die not- 
wendigen Tore öffnet. Das war der Sinn 
unserer Gespräche, unserer Anregungen, 
unseres Kampfes. Wenn einige von Ihnen 
— ich sage bewußt: einige, weil auch viele 
Kollegen aus der SPD — so wie wir — 
wirklich um jeden Platz gekämpft haben 
— in dem Punkt weniger Propaganda im 
Parteiischen gemacht und sich mehr um 
junge Leute gekümmert hätten, dann wäre 

sSte[' 
die Lage hinsichtlich der Ausbildung ^ 
len für junge Leute noch besser- ^^ 
zeichen und die jetzt vorliegenden 
deuten darauf hin, daß unsere Akt' 
ich füge hinzu: Gott sei Dank -~ ' 
reich ist. w 
Der Ausbildungsmarkt ist auch na°0e/ 
Stichtag des 30. Septembers in ^r 
gung, nicht zuletzt deswegen, w*' p 
stellen neu angeboten werden, °e,e($ 
haber die Stelle nicht angetreten o 

rf* 

Ausbildung nach kurzer Zeit wit 
brochen haben. Ich habe darauf n«^ $ 
sen, daß die endgültigen Zahlen e   #• 
November/Dezember seriös beurte' ^ 
den können. Aus diesen Gründen 
ich es für wichtig, daß wir die Zeit nu 

• nicht um Angst und Sorge un** y 
gen Leuten zu verbreiten, son 0*^1 
möglichst viele in Ausbildungsve"1^ 
se zu bringen. Zunächst Ist fest*"5 f^ 
daß die von der deutschen Wirt*0 ^ 
all ihren Bereichen zugesagte ^a J,^ 
das Angebot vom Januar diese« ff 
insgesamt 685000 Ausbildungsplatz 
Verfügung stellen zu wollen, reB» J 
ist. Die 30000 Stellen mehr, die zU0^ 
wurden, sind da. Dafür sprechen * 
reits vorliegenden Meldungen. j 
Wenn der Ministerpräsident von n1 ^ 
hier eben den Kammern und den v iCr 
den  besonders  gedankt  hat,  ka fj/ 
mich dem nur gern anschließen 
wir sollten rühmend erwähnen 

ICH 

* 
dem Wege freier Vereinbarungen u ^ 
ne gesetzlichen Zwang so etwas MJ ^ 
war. Es war möglich, daß Indüstjj^ 
Handel einen Zuwachs von ins9

n(jt!£ 

6 Prozent Ausbildungsstellen 9e^e^f 
dem Vorjahr melden, daß das ^ 
ein Plus von 5 Prozent, die Lan idwirt^ 

ein Plus von 5 Prozent, der ö^e°^ # 
Dienst ein Plus von 5 Prozent uP > ef 
freien Berufe ein Plus von 3 Pf°ze

t / 
nnet reichten.  Das  ergibt  umgerech 

Steigerung   der   Ausbildungsplatz   J 
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>£   — ~  • 
Jahre    

Se Zahl stand im Januar dieses 

über 35000 gegenüber dem Vor- 

*CrDebat,e- 
at do hen und Herren von der SPD- es 

^spr     
ke'nen Sinn, mit Ihnen darüber 

t>em(jh
echen' daß wir uns ernsthaft darum 

Sat* JJ« Wenn Sie sich nicht einmal den 
Sie |^ ren» der hier gesprochen wird. 
d°ch n nen ihn Ja bestreiten. Aber es ist 
\ nj ^ vernünftig, das nachher zu tun 
d6r*üSch 2U versucnen- den Redner nie" 
'°s ist' en- zumal es ja ziemlich sinn- 
Berej 

ln d'esem Saal, wie Sie wissen. 
a's 25fiiv\ Jüli dieses Jahres waren mehr 
chev °° Lehrstellen mehr an Jugendli- 
dUngs 

mittelt als im Juli 1982. Der Ausbil- 

's ^abe rkt 'st in Bewe9un9 geraten. Vie- 
^icht n 

n 9er)olfen, auch viele Zeitungen, 
Wil|ichUI eine- Dafür bin ich dankbar; das 

CA 
Ut,ich sa9en" 

^s ^   nstrengungen  wurden  im  Laufe 
*e'9t wnatS Au9ust noch intensiviert. Das 
^r^ eitere positive Wirkungen. Nach 
Vn i tik der Bundesanstalt für Arbeit 
chen ^ Juli 1983, also vor ein paar Wo- 
8°r9t i 5°0° Lehrstellenbewerber unver- 
e'n*r y^ Au9ust betrug diese Zahl nach 
!St aiSo

eröffentl'chung noch 96000. Das 
6rrnirvj ln einem  Monat eine gewaltige 

1 * k*erUng- 
Jahr*eh     m Jahr zuvor in den ,etzten 

"* so knten konnte lm Monat August ei- 
'eit  -        °he  7aKI   iMm   I  «kretallan  uarmit. 

Worn 
le Zahl von Lehrstellen vermit- 

WußtSei    "' Das nelßt: es ist elne Be~ 
"«r 5e

nsanderung in breiten Schichten 

Sdtyetlkerung' nlcht zu,etzt bel den 

kalbet Smeistern' in vlelen K,ein" und 

Hieb 
tr|eben, aber auch in den Groß- 

W'6 be^n bei der Unternehmensführung 
daß die' den  Betriebsräten  eingekehrt, 
söl|Sc.s e'ne zentrale Frage unserer Ge- 
ÖieB 

a!t geworden ist. 
^itig ndesanstalt für Arbeit weist gleich- 
?Us-We°Ch 27000 ur,besetzte Lehrstellen 
er 2u nn Sicn alle Beteiligten im Septem- 

e|ner neuen großen Anstrengung 

bereitfinden, vor allem, wenn dies noch in 
sehr viel größerem Umfang für junge Frau- 
en und Mädchen getan wird, dann können 
wir wirklich das Ziel erreichen, das wir uns 
gesetzt haben, und zwar weit über die 
vorliegenden Zahlen vom Januar hinaus. 

Es muß aber auch gesagt werden, daß 
zwei Voraussetzungen notwendig sind. Es 
müssen die nicht angetretenen Lehrstel- 
len für andere Bewerber angeboten wer- 
den. Es darf keine Verunsicherung von 
jungen Leuten betrieben werden. Ich den- 
ke, wer sich um junge Leute bemüht, hat 
auch das Recht, jungen Leuten zu sagen, 
daß es eine völlig unverständliche Grund- 
einstellung ist, wenn man sich aus viel- 
leicht verständlichen Gründen für mehrere 
Lehrstellen bewirbt, eine akzeptiert und 
die schon gegebene Unterschrift bei ei- 
nem anderen Lehrherrn nicht zurückzieht, 
ihn nicht benachrichtigt und damit die 
Stelle nicht freimacht, für einen Kollegen 
aus dem gleichen Alter. Ich finde, dieser 
Mangel an Solidarität sollte als solcher 
auch gebrandmarkt werden. Wir wollen 
jungen Leuten, wenn wir ihnen helfen, 
auch sagen, daß auch ihre Beiträge zur 
Hilfe kommen müssen. 

Wie immer man diese Zahlenentwick- 
lung im einzelnen interpretieren mag, 
sie zeigen eines: Der Lehrstellen- 
markt ist, wenn alle, die guten Willens 
sind, sich beteiligen, nicht statisch. 
Viele Betriebe haben sich inzwischen 
entschlossen, ihre ohnehin schon 
große Ausbildungsleistung in diesem 
Jahr noch einmal zu verstärken. Ich 
habe bereits davon gesprochen: Es 
waren große wie kleine. Deswegen 
freue ich mich, daß die gegebene Zu- 
sage der deutschen Wirtschaft vom 
Frühjahr eingelöst wurde. Wir alle, die 
wir uns bei diesem Thema besonders 
bemühen, sollten in unseren Bemü- 
hungen nicht nachlassen. 
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Wir sollten auch noch einen anderen wich- 
tigen Punkt mit in unsere Betrachtung ein- 
beziehen, nämlich, daß sich diese Zahlen 
im Vergleich zu den Ausgangspositionen 
im vergangenen Januar auch deswegen 
verändert haben, weil im Bereich der aka- 
demischen Ausbildung eine erhebliche 
Bewegung dadurch in Gang gekommen 
ist, daß sich unter den sich verändernden 
Bedingungen für Hochschulabsolventen 
im Hinblick auf ihre Berufschancen viele 
junge Leute jetzt die Frage stellen, ob sie 
aus dem Bereich der akademischen Aus- 
bildung ausscheiden, ob sie in das duale 
System gehen sollen, weil das für sie Zu- 
kunft verspricht. 

Ich bin beispielsweise, so sehr uns das in 
der konkreten Situation die Sache er- 
schwert, sehr damit zufrieden, daß sich 
ganz offensichtlich seit 1981 die Zahl der 
Lehramtskandidaten, insbesondere der 
weiblichen Lehramtskandidaten, ganz er- 
heblich verringert hat. Manche Statistiken 
sprechen davon, daß sie sich halbiert ha- 
be. 

Das erschwert zwar jetzt in der konkreten 
Lage die Versorgung mit Ausbildungsstel- 
len im dualen System. Aber zum Nachden- 
ken will ich Ihnen eine Zahl mit auf den 
Weg geben, die mich bewegt. Wir haben 
gegenwärtig in der Bundesrepublik in al- 
len Schulgattungen rund 565000 Lehrer. 
Die Gesamtzahl der eingeschriebenen 
Lehramtsstudenten und Kandidaten für al- 
le Schultypen — die letzte Statistik, die 
vorliegt, bezieht sich auf das Winterseme- 
ster 1981/82 - beträgt 214000. 

• Wer wirklich für junge Leute eintritt, 
wer sensibel für ihre Probleme ist, der 
muß doch sagen, daß sich in diesem 
Jahrzehnt im Bereich der Pädagogikstu- 
denten — das gilt übrigens auch für an- 
dere Bereiche, z. B. für Juristen — eine 
totale Fehlentwicklung angebahnt hat 
und jetzt fortsetzt. 

Wenn solche jungen Männer un ^ 
gen Frauen jetzt aus dem »» ,„, 
ausscheiden und eine Ausbiß1JJ t\. 
dualen System suchen, sollte" ^ 
les tun, um sie zu ermutigen. D' # 
demisierung der Berufswelt ' ^ 
Bundesrepublik hat in den ^ 
Jahren nicht mehr Glück über 
Land gebracht. $ 

Ich will noch einmal an alle appe,,ierJ.1 $ 
Verantwortung tragen — auch an p 
tern im Gespräch mit ihren eigene^. 
dem —, daß junge Leute, die ei"6'!^ 
bildungsvertrag unterschrieben ^n 
und ihn dann, aus welchen Gründe*1 ^ 
immer, nicht antreten, unverzüg'icn f 
diesem Vertrag zurücktreten s0"6%c 
wissen, daß das eine Zahl in der Gr 

Ordnung von 20000 bis 30000 ist       j 

Allein bei der Firma Hoechst AG haß ^ 
diesem Jahr 20 Prozent der Bewerfe6 '^ 
bereits eine feste Zusage hatten. ^ 
Vertrag wieder zurückgegeben. Ü° $ 
sind erstklassige Ausbildungsplatz^, 
für den Zukunft verheißen, der diese ^ 
bildung auf sich nimmt. Deswegen ' ^ 
wichtig, daß jeder von uns im Rahme ,, 
ner Möglichkeiten das Nötige tut, 
wir auch auf diesem Feld vorankom"1 

Und ich appelliere an alle Ausbildung. 
triebe, trotz mancher negativer ^^ 
gen, wie ich sie eben beschrieben ^ 
solche Lehrstellen nicht unbesetzt l .^ 
sen, sondern anderen Jugendliche" J. 

Chance für eine qualifizierte Berufs3 

dung zu geben. * 
Ich appelliere noch einmal an die & „• 
die oft vorhandene, ja, von den ^'^jiitä1 

zusagen vorgelebte mangelnde ^° yr 
und Flexibilität vieler junger Leute l * 
kämpfen, damit in wichtigen Bereicheyl 
serer Gesellschaft, in denen es seh'' e. 
noch Ausbildungsplätze gibt, im ^ ^ 
werbe, Einzelhandel, Hotel- und GaS M 
tengewerbe, die Ausbildungsstellen 
in Anspruch genommen werden. 
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'FORMATION 

jj* Offenburger „Nein" 
JSPD ist ein Schritt 
^ dem Bündnis 
Hrwter Landesverband der Sozialde- 
S hön hat dle SPD Baden-Württem- 
berg esch'ossen, die geplante Statio- 
VkJ neuer amerikanischer Mittel- 
S. De

nWaffen a"' Jeden Fall abzuleh- 
Jm Parteitag in Offenburg 

einer Enthaltung verab- 
•'njtlih' ,auf dem Parteitag in Offenburg 
%um,9 bei einer Enthaltuna verab- 

SiqT? anderer   Landesverbände   er- 
h,naus, denn die entscheidende 

L%roilaulrt: "Dle SPD Baden-Würt- 
SrJn Aehnt die Stationierung der nu- 
["HlCrui lttelstreckenwaffen Pershing 2 
Hm '^"Wissiles auf deutschem Terri- 
SehtoJ    Sie wird sich deshalb einer 
^DhH.   ^njna   der   Qtatinniornnn   in   der N* 9 der Stationierung  in  der 
V Z epu°Hk widersetzen. 

6r6its Baden-Württemberg hatten 
^e9en  ?ndere Landesverbände Anträge 

6 War 
Nacnrustun9 verabschiedet. 

jHia" o6n a"erdings nicht so weitrei- 
HteL 

f°rderte die SPD in Schleswig- 
%gst 

die Aufhebung des Nachrü- 
N d   "s des NATO-Doppelbeschlusses 
%rigen °PP der Stationierungsvorbe- 

« rnilit D,e saar'ändische SPD lehnte 
SchlUs ''Jar'schen   Teil   des   Doppelbe- 
!Ch9eQ

S ab- Die Bremer SPD sprach 
& c[^r u? eine Stationierung eurostrate- 
Nesr en auf dem Territorium der 
\d '

epuDHk Deutschland aus. 
[^ auf !.e99er warf den Sozialdemokra- 
>°n 'n B?J Sitzun9 der Bundestagsfrak- 
U   ^T\  r.       VOr' SiCn dUrCh ihre Haltun9 
VAT°-Do  nfer Verhandlungen und zum 

6r*ntu, Ppelbeschluß aus der nationalen 
^ort Un9   zu   verabschieden.    Die 

SPD lasse in der Schlußphase der Genfer 
Verhandlungen den früheren Bundeskanz- 
ler Schmidt im Stich und gefährde damit 
den Erfolg dieser Verhandlungen. „Wer 
seine Sehnsüchte verabsolutiert, wer die 
Bedingungen der internationalen Politik 
ignoriert, der wird für die anderen unkal- 
kulierbar und auf diese Weise zu einem in- 
ternationalen Sicherheitsrisiko." 
Das FDP-Präsidium forderte die Partei- 
spitze der SPD auf, ihren künftigen Kurs in 
der Sicherheitspolitik deutlich zu machen, 
der baden-württembergische FDP-Lan- 
desvorsitzende Jürgen Morlok hielt der 
SPD vor, sie habe den Weg von einer ehe- 
maligen Regierungspartei hin zur reinen 
Protestpartei markiert. 

Und das schreibt die Presse: 
Ergebnis und Verlauf des baden-württem- 
bergischen Parteitages entsprechen der 
derzeitigen Stimmungslage in der SPD. 
Das klare Nein zur Nachrüstung macht 
deutlich, daß große Teile der Partei über- 
haupt nicht mehr auf ein Ende der Genfer 
Verhandlungen warten wollen. 
General-Anzeiger, Bonn, 13. 9. 1983 

Es ist ein ziemlich klägliches Bild, das die 
SPD bei ihren hilflosen Versuchen bietet, 
sich aus ihrer offenkundigen Mitverant- 
wortung für den Nachrüstungsbeschluß 
durch Ausflüchte fortzustehlen. Mit der 
totalen Ablehnung des Beschlusses, so 
wird uns angekündigt, werden Epplers 
südwestliche Sozialdemokraten nicht al- 
lein bleiben, wenn demnächst andere Lan- 
desverbände der Partei tagen. 
Die Welt, 13. 9. 1983 

Und Schmidts Intimfeind Erhard Eppler 
meinte gar, beim Thema Nachrüstung 
werde die SPD nun keine Rücksicht mehr 
nehmen auf den früheren Bundeskanzler. 
Stuttgarter Zeitung, 13. 9.1983 

Ein Jahr nach der Verratslegende Helmut 
Schmidts muß sich der frühere SPD-Kanz- 
ler, der Vater des  Nachrüstungsgedan- 



UiD 28 •  15. September 1983 • Seite 10 

kens, fragen, wer in der SPD überhaupt je 
für ihn war. 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 13. 9. 1983 

Helmut Kohl lobt IG Bergbau 
für besonnenes Verhalten 
Bundeskanzler Kohl hat die Haltung der 
IG Bergbau in der gegenwärtigen Kohle- 
absatzkrise gewürdigt und ihr „verantwor- 
tungsbewußtes Verhalten" vor der für 
Ende September nach Bonn einberufenen 
Kohlerunde gelobt. Nach einem dreistün- 
digen Gespräch mit der CDU-Opposition 
im NRW-Landtag sagte der Kanzler vor 
der Landespressekonferenz: Die IG Berg- 
bau und ihr Vorsitzender Schmidt hätten 
die vorzubereitenden Lösungen nicht mit 
der Forderung nach einer Besitzstands- 
wahrung im weitesten Sinne belastet. Da 
es keine Garantien für künftige Förder- 
und Absatzmengen des deutschen Stein- 
kohlebergbaus geben könne, sehe er 
Chancen für vernünftige Gespräche, um 
Lösungen für die Überproduktion des 
Ruhrkohle-Bergbaus zu finden. 

Zum ersten Mal 
CDU-Oberbürgermeister in 
Heilbronn 
Mit 51,9 Prozent der Stimmen ist Manfred 
Weinmann (CDU) zum neuen Oberbürger- 
meister der Stadt Heilbronn gewählt wor- 
den. Erstmalig in der Geschichte der 
Stadt wird damit Heilbronn von einem 
christlich-demokratischen Oberbürger- 
meister geführt. 

Hamburger Bürgerschafft lehnt 
„atomwaffenfreie Zone" ab 
Hamburgs Bürgerschaft hat Anträge der 
Grün-Alternativen Liste (GAL) und des lin- 
ken Flügels der SPD-Fraktion, die Hanse- 
stadt zu einer atomwaffenfreien Zone zu 
erklären, abgelehnt. Während der entspre- 
chende Antrag der GAL, der sich auch ge- 

gen die Stationierung neuer Uö n(j, 
wendet, von der CDU-Opposition u' en 

SPD-Fraktion geschlossen at>9e s |jn- 
wurde, zeigte sich bei dem Antrag ^ 
ken SPD-Flügels, der inhaltlich * $ 
GAL-Forderungen hinausläuft, .^ 
Hamburger Sozialdemokraten in 

Frage gespalten sind. ^ 

Die Mehrheit der insgesamt 64 SrV ^ 
ordneten, die im Parlament über die ^ 
lute Mehrheit verfügen, stimmte $ 
men mit der CDU gegen den Antr ^ 
Fraktionslinken, mehr als zwanzig Jr 
ordnete sowie die acht MandatstraS $• 
GAL stimmten dafür. Damit war auc 

ser Antrag abgelehnt. 

Neuer Vorsitzender im 
Wirtschaftsausschuß ^ 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktiony 

den Abgeordneten Hermann Jose* ^ 
zum Kandidaten für den Vorsitz des ^ 
Schaftsausschusses im Deutsche" ^ 
destag nominiert. Unland ist seit 196 % 
glied des Deutschen Bundestag8 ^- 
wird Nachfolger von Lothar Haas8 ^t 
sei), der als Nachfolger von ^iberl^' 
das Amt des Präsidenten des E «fi- 
schen Rechnungshofes in Luxernh 
tritt. 

Neue Friedensbewegung      . 
Die  „Friedensbewegung"  bekomm   ^ 
mächtige  Konkurrenz:  Mit dem 
„Alle reden vom Frieden 
ihn"   haben sich zwei Dutzend 0r= ^ 

««si>; 

tionen und Gruppen mit zusamme     * 
100000   Mitgliedern   in   Baden-"1 
iwuw    iviuyiitjuem    in    DCUJOI-        M 

berg im „Fellbacher Forum" zusammen- 
schlössen. Unter den 100000 sind n^ 
visten, der Deutsche Bundes^8 rf 

band, die Junge Union, der stuf.gpfi*| 
Friedensbund und Frauen und p 
aus allen Parteien. Ihr Vorsatz: W 
Frieden und Freiheit" eintreten. 

1 
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^BRÜSTUNG 

oder Zwischenlösung in Genf 
9en von der Sowjetunion ab 

St!1?*1" 'NF-Verhandlungen ha- 
NÜL u°er ihren sachlichen Anlaß 
tun* * ** eine symbolische Bedeu- 
•fhp^onnen: Ihr Ausgang wird, 
d|*0stü?n wle lm ne9ativen Sinne, 
mj l*«est-Beziehungen insge- 
^ftf ft IJanre n,naus prägen. In 
diß *ü ;Scheldet sicn nlcht nur» ob 

^r^s!.Ur^gsspirale angehalten und 
ho|fB  ^Stuna 7um Durchbruch ver- 

i« 
fl 
9 ^stimmt wird. 

—aing zum Durchbruch ver- 
«o ml; {jerden kann; dort fällt eben- 

inyn, tscheidung, von welchen 
iiifU? .n das Ost-West-Verhältnis 

Sdftr rTginn der entscheidenden Runde 
!? <*er er 'NF-Verhandlungen erklär- 
pDo/c^

te|lvertretende Vorsitzende  der 

ö   R(jh stagsfraktion' MdB Vol~ 
%• ry' auf einer Pressekonferenz in 

%t 8j"!f CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
^'ehu nacndrücklicn fur konstruktive ssr6r, n9en zur Sowjetunion und zu un- 
^ ver

n<J.eren Nachbarn im Osten ein, die 
höhtet ndl9un9 und Zusammenarbeit 

ten w Sind' Auch aus diesem Grund 9ebnis jlr ein konkretes Verhandlungser- 
?en ZM Genf ~~ selbst wenn es nur ei~ ür drin'Schenschritt markieren sollte - 
^chtjq^end notwendig, denn es wäre ein 
Schaft S'9nal  der Verständ'9un9sbe- 

jjrüßt d 
U/cSU-Bundestagsfraktion    be- 

icler v!e  Auffassung  der  Regierungen 
N V6rhrhandlun9sPartner' daß in,Genf 

i^r rnö andlun9s|ösung noch in diesem 
e'ten d9      ist und aPPe,liert an beide 

^ Verha mentsPrechend erfolgsorientiert 
4ut eine fde,n' d- h- alle Anstrengungen 

aire Zwischenlösung zu konzen- 

trieren, wenn die beiderseitige Null-Lö- 
sung nicht in einem Schritt erreichbar ist. 
Alle Sachkenner sind sich darüber einig, 
daß die Genfer INF-Verhandlungen ein 
Stadium erreicht haben, das ein Verhand- 
lungsergebnis möglich macht, sofern der 
politische Wille dafür vorhanden ist. Einem 
Verhandlungserfolg steht bisher allerdings 
noch entgegen, daß die USA und die 
UdSSR gegensätzliche politische Ziele in 
Genf verfolgen: 
• Die USA wollen — in enger Abstim- 
mung mit den Bündnispartnern und im In- 
teresse der militärischen Sicherheit wie 
politischen Handlungsfreiheit Westeuro- 
pas — das durch die SS-20-Aufrüstung 
gestörte eurostrategische Gleichgewicht 
wiederherstellen, und zwar auf einem 
deutlich niedrigeren Niveau der Rüstun- 
gen. Auf dieses Ziel richtet sich die vom 
gesamten NATO-Bündnis unterstützte 
beiderseitige Null-Lösung. Unter der Be- 
dingung gleicher Rechte sind die USA 
aber auch zu jedem Kompromiß im Sinne 
einer Zwischenlösung bereit. 
• Die UdSSR möchte ihr einmal erreich- 
tes nukleares Übergewicht in Europa be- 
halten und das SS-20-Monopol als politi- 
sches Drohpotential gegenüber Westeu- 
ropa erhalten. Darüber hinaus ist es die 
Absicht der Sowjetunion, ein rein europäi- 
sches nukleares Kräfteverhältnis durchzu- 
setzen — also unter Ausschluß der USA 
—, um damit eine sicherheitspolitische 
Abkoppelung Westeuropas von seinem 
wichtigsten und stärksten Verbündeten zu 
erreichen. Dahinter steht das hegemoniale 
Ziel der Sowjetunion, ihren Einfluß auf 
Westeuropa — unter Verdrängung der 
USA — zu verstärken. 
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Diese beiden politischen Zielsetzungen 
sind unvereinbar, weil sie sich gegenseitig 
ausschließen. Ein Erfolg der Genfer INF- 
Verhandlungen hängt daher letztlich nicht 
davon ab, daß eine passende Raketenfor- 
mel gefunden wird, sondern davon, daß 
die Sowjetunion ihren hegemonialen Vor- 
machtsanspruch gegenüber Westeuropa 
aufgibt. 

Im Interesse der Klarheit und Berechen- 
barkeit ihrer Politik hält es die CDU/CSU 
für angebracht, vor Beginn der entschei- 
denden Verhandlungsrunde in Genf auf 
folgende Gesichtpunkte besonders hinzu- 
weisen: 

• Die Sowjetunion steht jetzt vor der hi- 
storischen Entscheidung, ob sie ihr Ver- 
hältnis zu Westeuropa auf militärische Ein- 
schüchterung und politischen Vormachts- 
anspruch oder auf die Anerkennung glei- 
cher Sicherheit und politischer Gleichbe- 
rechtigung gründen will. Der erste Weg 
führt zu einer politisch unproduktiven Ver- 
schärfung der Spannungen. Der zweite 
Weg hingegen eröffnet zukunftsträchtige 
Perspektiven für eine echte Entspannung 
und die Entwicklung guter Beziehungen 
zum gegenseitigen Nutzen. 

• Die Sowjetunion muß einsehen, daß an- 
gesichts der festen Haltung des westli- 
chen Bündnisses jeder Versuch zum 
Scheitern verurteilt ist, eine Machtver- 
schiebung in Europa zugunsten der 
UdSSR zu erzwingen. Westeuropa wird 
weder zu einer sowjetischen Einflußzone 
noch läßt es sich von den USA abkoppeln. 

• Die Sowjetunion hat selbstverständlich 
Anspruch darauf, daß ihre Sicherheitsin- 
teressen voll respektiert werden. Ebenso 
muß aber auch Westeuropa darauf beste- 
hen, daß seine Sicherheitsinteressen ge- 
wahrt werden. Sowjetische Sicherheit um 
den Preis westeuropäischer.Unsicherheit 
ist nicht aktzeptabel. Die Sowjetunion 
muß vielmehr das Prinzip gleicher Sicher- 
heit nicht nur im Verhältnis zu den USA, 
sondern auch im Verhältnis zu West- 
europa anerkennen. 

• Die Sowjetunion muß ihre ^e i5if 
rung, daß sie ein Verhandlungserg® ^ 
Genf wünscht und auch für mög" ^ 
durch ihr tatsächliches Verhalten 9^ 
haft machen. Ein Übermaß an 
und Drohgebärden anstelle seriös6>    ,,. 
tik gefährdet die Berechenbarkeits   ^ 
scher Politik, weckt Zweifel am s^ 
sehen  Verhandlungswillen  und 
die Beziehungen zu Westeuropa-       p 
• Die Sowjetunion hat es in der Ha ^ 
ren Einigungswillen in Genf dadurc     ^ 
Beweis zu stellen, daß sie ihre ?0{ j\t$ 
auf Einbeziehung der britischen ^   ^ 
zösischen Nuklearraketen fallen I*   -^ 
damit die Blockierung der Verhäng ^ 
beendet.  Die sowjetische Führung^- 
sehr genau, daß diese Potentiale     (, 
militärisch noch politisch in den IN ^ 
men gehören: Sie hat dies in '*ir?(#er1f^ 
rung vom 7. Mai 1972 zum SALT-^V ^ 
deutlich gemacht und diese Aufj* *$ 
noch im Sommer 1980 bestätigt- JJ1 y 
gen ist die Sowjetunion nicht gen .^ 
wegen dieser Waffen, die 2 Pr°ze(roPf 
eigenen   strategischen   Gefechts* Po- 
tentials ausmachen, direkte Verha    y. 
gen mit den betreffenden Staaten 
nehmen. , ^ 
• Die Sowjetunion kann nicht rj 
rechnen, ihr Monopol an Mittelstre^ ^ 
keten zu behalten: Ohne Einigung a^$ 
beiderseitige Null-Lösung wird — ?ü^$ 
den Fall einer Zwischenlösung —;in. ^ 
europa fristgerecht mit der Station1 .^ 
modernisierter amerikanischer ^ 
streckenwaffen begonnen. Teil diese 
dernisierung ist auch die Pershing ' ß $ 
• Die Sowjetunion muß wissen, d „^ 
eine Verschiebung der Stationierung ^ 
keinen Umständen erreichen kann- ö p 
sie zu einem fairen Verhandlungsko f 
miß bereit sein sollte, müßte sie °  y 
Genf recht bald deutlich machen 
te „in letzter Minute", die eine 
bung der Stationierung erfordern *"^i 
müßten als Verzögerungstaktik 9e%'' 
und als Scheinangebote betrachte1 

den. k 
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CDU-FRAUENVEREINIGUNG 

^aktivere Familienpolitik und mehr 
Q,eichberechtigung 
»Die Wfti* * 
^ute*    Von mor9en braucht uns 
die p ' Unter diesem Motto führte 
10 ü^

Uenvereinigung der CDU am 
13 j!nd 11. September 1983 ihren 
duVciVndesde|egiertentag in Mainz 
MdftüD,e bisherige Vorsitzende, 
heit Je,9» Wex, die wegen Krank- 
Wu   

,Cnt anwesend sein konnte, 
w'ed! mit überwältigender Mehrheit 
5t'rnm*9ewählt-Von 268 Delegierten 
K*       249 ,ür Hel9a Wex' dle sicn 

runr, h°hen auf dem We9 der Besse_ 

^üv    lndet- Auch dle bisherigen 
Shgi ertreterinnen, Ursula Benedix- 

^Siüf'Lenl Fischer und Roswitha 
N> k 0nk«wurden m,t hoher stlm" 

*ahl in ihren Ämtern bestätigt. 

|y|^ 'hrem Motto hatte sich die Frauen- 
9e$te|ureini9ung einem hohen Anspruch 
•Hitse " Sie wi" die schwierigen Zeiten 
% UrJ,Um Fehlentwicklungen zu korrigie- 
rt ej 

d für die Zukunft Weichen zu stellen 
ücher 

e rnenschlichere und partnerschaft- 
n6 fam- lt- Der Vorstand hatte dazu sei" 
^eie j '^Politischen Vorstellungen und 
^'itik d einem Positionspapier „Familien- 

8'ertent r 80er und 90er Janre" dem Dele" 
In dies 

9 2ur Beschlußfassung vorgelegt. 
Pier * 6,T| ^stimmig angenommenen Pa- 
%erD°^dern die CDU-Frauen auch eine 
$cha?

ufun9 der Kürzung des Mutter- 
die ß 9eldes mit dem Ziel, wenigstens 
V B*u9sdauer von 4 Monaten zu erhal- 
1987 69rußt wurde dabei, daß es von 
M(jtte.

an ein Mutterschaftsgeld für alle 
f0hrUn 

9eben soll. Langfristig wird die Ein- 
9 eines Erziehungsgeldes für Müt- 

ter oder Väter verlangt. Weiter werden die 
Anerkennung der Familientätigkeit als ei- 
ner Erwerbstätigkeit gleichwertig gefor- 
dert, wobei die Anerkennung von Erzie- 
hungszeiten in der Rentenversicherung 
notwendig ist, bessere Chancen für Frau- 
en in der Arbeitswelt und mehr Möglich- 
keiten zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf durch eine größere Flexibilisierung 
der Arbeitswelt. In weiteren Beschlüssen 
verlangt die Frauenvereinigung die Beru- 
fung einer parlamentarischen Staatssekre- 
tärin für Frauenfragen im Bundeskanzler- 
amt sowie eine Änderung des Wahlrechts, 
das auch Frauen mehr Chancen eröffnen 
soll. Weitere Beschlüsse befassen sich 
insbesondere mit Frauenarbeitslosigkeit, 
Videokassetten und dem Jugendschutz 
sowie der europäischen Einigung. 

Mit einer abschließenden Kundgebung in 
Zusammenarbeit mit dem CDU-Kreisver- 
band Mainz/Bingen zu „Friedenspflicht 
und Verteidigungsbereitschaft" schaltete 
sich die Frauenvereinigung in die Frie- 
densdiskussion ein. Der Redner, MdL Al- 
brecht Martin, Präsident des rheinland-pfäl- 
zischen Landtages, erhielt für seine Aus- 
führungen große Aufmerksamkeit und 
starken Beifall. Mehrere Beschlüsse be- 
faßten sich mit dem Thema Frieden. So 
wurde ein Antrag über die Erziehung zum 
Frieden angenommen. Außerdem wurde 
eine Aktion „Deutschland — Heimat für 
unsere Freunde" vereinbart, mit der die 
Frauenvereinigung die Verbundenheit mit 
den Truppen des westlichen Verteidi- 
gungsbündnisses und ihren Angehörigen 
bei uns deutlich machen will. 
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In drei Arbeitskreisen 

1. Ökonomie und Ökologie 
im Spannungsfeld 
(Leitung Renate Hellwig) 

2. Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
(Leitung Roswitha Verhülsdonk) 

3. Frauenchancen: 
Mit den Medien und in den Medien 
(Leitung: Dorothee Wilms, 
Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft) 

wurden aktuelle und frauenpolitische The- 
men aufgearbeitet. 

In ihrem Bericht zum Arbeitskreis 1 „Öko- 
nomie und Ökologie im Spannungsfeld" 
betonte Leni Fischer, daß „die CDU- 
Frauenvereinigung die Umweltpolitik u. a. 
deshalb als wichtig ansieht, weil auf diese 
Weise die natürlichen Lebensgrundlagen 
der Menschen geschützt werden. Scho- 
nung und Erhaltung der Umwelt sind für die 
CDU-Frauen auch Teil einer aktiven Fami- 
lienpolitik". Der Arbeitskreis sprach sich 
insbesondere für wirtschaftliche Anreize 
für die Industrie und private Verbraucher 
aus (z. B. in Form von Verschmutzungs- 
zertifikaten oder steuerlichen Anreizen) 
und betonte den Vorrang des Umwelt- 
schutzes im Interesse der Lebenschancen 
unserer Nachkommen vor materieller 
Wohlstandsmehrung. 

Ursula Benedix-Engler als Berichterstatte- 
rin für den Arbeitskreis 2 „Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf unterstrich, daß 
das Bewußtsein soweit fortgeschritten ist, 
daß diese Frage inzwischen als gleicher- 
maßen relevant für Väter, Mütter und Kin- 
der angesehen werde. Als Hauptforderun- 
gen hob sie hervor: 
— ein wirksamerer Familienlastenaus- 

gleich 
— eine flexibler strukturierte Arbeitswelt 
— bessere Voraussetzungen dafür, daß 

sowohl der Vater als auch die Großel- 
tern mehr am Familienleben teilneh- 
men können. 

\$ 
Für den Arbeitskreis 3 »Frauencha" 
Mit den Medien und in den Medien    ^ 
die Berichterstatterin, Ingrid RoitzsC1' 
Themenbereiche heraus: M 

— Gefahr oder Chancen der neuep 

dien 
— das Bild der Frau in den Medien 
- Chancen 

Frau. 
durch  die   Medien für 

0^ 
In seinem Grußtelegramm hatte der 
desvorsitzende der CDU, Bundeska ^ 
Helmut   Kohl,   die   wichtige  Arbeit ^ 
Frauenvereinigung unterstrichen un 
Themenstellung begrüßt. * 
Weder der Vorsitzende der CDU-p' ^ 
land-Pfalz, Ministerpräsident Bernhar . 
gel, noch der Generalsekretär der ^ 
Bundesminister Heiner Geißler, ließe

prr 
sich nehmen, zu den Delegierten zu 

chen. 

In seinem mehrfach von Beifall unte.rn ei- 
chenen Referat legte Heiner Geißler' ^ 
nem 4-Punkte-Programm, das er als'   ( 

magische Viereck bezeichnete, die ja 
und künftige Familien- und Soz"'' ialp° 

Mu #
r' 

der Bundesregierung dar. Zum w*-^ 
schaftsgeld sagte er, daß das letzte ^ 
darüber noch nicht gesprochen sei, uflj 
fügte hinzu, daß er nicht leichten HeJ*^. 
der geplanten Kürzung zugestimmt n^ 
Zugleich wies der Generalsekretär .. 
Bundesminister darauf hin, daß die

ha^ 
desregierung fest beschlossen ^ 
noch in dieser Legislaturperiode mit 
Zweiklassenrecht des gegenwärtigen ^ 
terschaftsgeldes aufzuhören und eS 

alle auszudehnen. .\ 
Als „unverschämte Lüge" bezeichne1  „ 
die von der IG Metall auf einem F^Ö ^ 
aufgestellte Behauptung,  die  Bund« i(1 

gierung wolle Frauen nicht mehr mit v 

Rente gehen lassen. Er wies darauf   . 
daß diese Behauptung unmißverstän 
zurückgewiesen worden sei und er f°r g(i 
te die IG Metall auf, von dieser unwan 

Behauptung Abstand zu nehmen. j 
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KRIEGSDIENSTVERWEIGERUNG 

I'her Geißler: Steigerung 
? Sommer ist ein Ausnahmefall 
"ety 

me: oflenzeitung „Deutsches All- 
Sin tS s°nntag*blatt" veröffent- 
Sb6'J!er Ausgabe vom 4. Sep- 
^ ÖUhl      das 'olgende Interview 

ifcii    Smin«ster Heiner Geißler (Au 

er 
\age

en Halbjahr 1983 ist die Zahl der 
Sstve aUf   Anerkennung   als   Kriegs- 
c^n £rVVei9erer  gegenüber  dem  glei- 
JjBOo Qltraurn  des Vorjahres  um  rund 
ürdie,r

Stiegen- Wo ,ie9en die Gründe 
96 auf A°Cn eklatante Steigerung? (Anträ- 
Serernerkennun9 als Kriegsdienstver- 
Sn    

lrr< Juni 1982: 2930; im Juni 1983 

Wi, 
6rw6iq

kllchkeit ist so, daß die Zahl der 
Inis ,erer v°n Februar bis Mai im Ver- 'ni§ y "w"  reuruai   UIö  iviai im   vci- 

9en0rTl 
Urn Vorjahr nicht zu-, sondern ab- 

%t) n 
e" hat. Lediglich im Juni und 

hl Von einmal im Juli ist eine höhere 
eir,6Wes 

ntra9en eingegangen, im Juni 
6f|%b entlicn höhere. Das hat einen klar 
!,b '• Jurren Grund- Die Antragsteller, die 
> n ihr' ,hren Antrag abgeben, werden, 
Sber,

e Anträge nicht bis zum 31. De- 
icht ^ ®Schieden sind, nach dem neuen 

tatt eiRdelt- Das heißt- sie müssen 
?^ar H    Monate Zivildienst leisten. Es 

Jurij, ß Viele Verweigerer diese Daten 
r% *n 

nd 1- Juli zum Anlaß genommen , •• ouii ^um «mau yenummcii 
7 eb6n°Ch v°rher den Antrag zu stellen, 
^(k* nur 16 Monate Zivildienst leisten 
^r»..   Sen. 

erk-h°ch i 
|%nten

lst gegenwärtig die Zahl der an- 
Verweigerer, die einen Zivil- 
bekommen? Geht die Schere 

jetzt, bei der höheren Zahl von Verweige- 
rern, weiter auseinander? 
Heiner Geißler: 
Es gibt da keine Schere. Wer als Verwei- 
gerer anerkannt wird, der kann sofort ei- 
nen Zivildienstplatz bekommen. Wir haben 
jetzt über 50000 Plätze, von denen aller- 
dings nur rund 34000 besetzt sind. Wir ha- 
ben genügend Plätze. Wir haben bisher 
ein unzureichendes Verfahren bei der An- 
erkennung der Verweigerer. Es hat dazu 
geführt, daß heute weit über 90000 junge 
Leute einen Antrag gestellt, aber bisher 
keinen Bescheid bekommen haben. 

Frage: 
Was werden Sie tun, um diesen Überhang 
abzubauen? 
Heiner Geißler: 
Wir haben das Nötige schon getan. Wir 
haben das neue Gesetz verabschiedet 
und das Verfahren vereinfacht. Das heißt, 
wir haben die mündliche Gewissensprü- 
fung für ungediente Wehrpflichtige besei- 
tigt und dafür ein Verfahren nach Aktenla- 
ge eingeführt. 

Frage: 
Sie glauben, daß dadurch der Überhang in 
absehbarer Zeit verschwinden wird? 

Heiner Geißler: 
Dadurch können die Anträge rasch be- 
schieden werden, in den allermeisten Fäl- 
len sofort mit Antragstellung. 

Frage: 
Und wann wird der Überhang tatsächlich 
abgebaut sein? 
Heiner Geißler: 
Im Jahre 1989. 
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TERMINE 
16.9. LV Westfalen-Lippe 

Landesvorstand 
und Vorsitzendenkonferenz, 
Dortmund 

16.9. LV Rheinland 
Landesvorstand, Köln 

16./17.9. LV Rheinland 
38. Parteitag, Köln 

16./17. 9. LVSaar 
Klausurtagung d. Landesvorstan- 
des und der Landtagsfraktion, 
Orscholz 

16. 9. LV Schleswig-Holstein 
Kreisgeschäftsführerkonferenz, 
Kiel 

16./17.9. KPV 
Tagung des Arbeitskreises 
„GroßeStädte", Bremen 

17. 9. MIT Baden-Württemberg 
Landesmittelstandstag, 
Baden-Baden 

17. 9. Junge Uhion Niedersachsen 
Niedersachsenratssitzung, 
Hannover 

17. 9. Junge Union 
Baden-Württemberg 
Kommunalpolitischer 
Fachkongreß, Tübingen 

17. 9. CDA Schleswig-Holstein 
Landesausschuß, Rendsburg 

17.9. 

19.9. 

CDA Berlin 
Landestagung, Berlin 
CDU Bund nn7 
Kreisvorsitzendenkoni 
Bonn, KAH 

19.9. CDU Bund 
Landesgeschäftsführer' 
konferenz, Bonn, KAU 

21. 9. Frauenvereinigung Saar    ^ 
Öffentl. Veranstaltung^'J 0f 
ma: „Arbeitsschutzbed^y 
für Frauen", Saarbrücken 

21. 9. Junge Union Saar ,ajj- 
Forum zur Abrüstung un%0' 
stungskontrolle mit Sots

rkep 
Dr. Friedr. Ruth, Saarbru^ 

23. 9. CDU Frankfurt ^ 
Römerberg-Festival, F&n* 

25. 9. Bürgerschaftswahl Brei*6' 
25.9. Landtags wahl Hessen 
26. 9. CDU Präsidium 

Sitzung, Bonn 
26.9. CDU Bundesvorstand 

Sitzung, Bonn 
26. 9. Frauenvereinigung 

Schleswig-Holstein       ^j 
Hauptausschußsitzung, *' 

26. 9. Frauenvereinigung 
Schleswig-Holstein 0 
Landesvorstandssitzung' 

27.9.  CDU Bund 
Streitgespräch 
Dr. Heiner Geißler/ 
Dr. Franz Alt, Bonn, KAH 
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